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ANALYSEN UND BERICHTE
SOZIALPOLITIK

Sozialpolitik— immer zugleich Konjunkturpolitik
Helmut Meinhold, Frankfurt/Main

An sich stimmen ein Teil der sozialpolitischen Zielsetzung und der Konjunkturpolitik überein. Gegen­
wärtig scheint jedoch diese Übereinstimmung nicht gegeben zu sein. Sowohl die Liquiditäts- als auch 
die Vermögensentwicklung der Sozialversicherungsträger bereiten uns konjunkturpolitische Sorgen.

Daß Konjunkturpolitik immer zugleich Sozial­
politik ist —  oder, vorsichtiger gesagt, grund­

legende soziale Konsequenzen hat — , braucht 
kaum betont zu werden —  ist doch Vollbeschäfti­
gung eine der sozial wichtigsten Forderungen und 
zugleich eines der zentralen Ziele der Konjunktur­
politik; sind doch z. B. die Renten und Sozialhilfe­
leistungen mit der weitgehend konjunkturabhän­
gigen Einkommensentwicklung verbunden; werden 
doch gerade die Rentner von Preissteigerungen 
regelmäßig noch härter betroffen als andere Ein­
kommensbezieher; usw.

Daß Sozialleistungen und ihre Finanzierung weit­
gehend konjunkturabhängig sind, wird schon 
etwas weniger beachtet, ist aber gerade in der 
jüngsten Zeit recht deutlich geworden. Natürlich 
bleiben die Einnahmen der Versicherungsträger in 
konjunkturellen Schwächezeiten, d. h.wenn die Ein­
kommen weniger steigen oder gar sinken, zurück, 
zumal fast alle Einnahmen mit festem Prozentsatz 
an Einkommen gebunden sind. Und umgekehrt 
steigen die meisten Sozialleistungen in konjunk­
turellen Schwächezeiten, am deutlichsten die Ar­
beitslosengelder, aber auch (selbst wenn wir von 
den Besonderheiten zeitlicher Verschiebung bei 
den Rentenanpassungen absehen) die Renten, 
u. a. well ältere Arbeitslose früher Rentner wer­
den, als sie es sonst geworden wären.

Grundsätzliche Übereinstimmung

Damit ist schon ein Grund für das genannt, was 
hier speziell interessieren soll —  daß Sozialpolitik 
immer zugleich Konjunkturpolitik ist, ob sie will 
oder nicht. Die Sozialpolitik ist schon ihrer ganzen 
Zielsetzung nach ein Konjunkturstabilisator —  und
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wenn, wie wir es dem neuesten Sozialbudget der 
Bundesregierung entnehmen, nahezu ein Drittel 
des Bruttosozialprodukts für Sozialleistungen im 
weiteren Wortsinn verwandt wird, ist sie ein Kon­
junkturstabilisator großen Gewichts; sie ist wesent­
lich mit verantwortlich dafür, daß —  wie wir es 
heute wieder in allen Zeitungen lesen —  der „Kon­
sum eine Hauptstütze der Konjunktur“ ist, jeden­
falls in konjunkturellen Schwächezeiten. Ist doch 
immer, wie das auch im einzelnen konstruiert ist, 
die Sozialleistung auf einen hohen Grad von Kon­
tinuität eingestellt —  schon der Ausdruck soziale 
Sicherheit bringt dieses Kontinuitätsbedürfnis zum 
Ausdruck; d. h. aber zugleich möglichst geringe 
Schwankungen auf der Ausgabenseite; und wenn 
die Einnahmen mit der Konjunktur schwanken, 
heißt das (langfristiger Ausgleich vorausgesetzt), 
daß in der Rezession oder Depression Defizite 
entstehen (die Nachfrage gestützt wird), Im Hoch­
schwung dagegen Überschüsse gegeben sein soll­
ten (der Nachfrageanstieg gedämpft wird). Kommt 
noch ein time-lag hinzu wie bei unseren Renten —  
sie werden prinzipiell jährlich angepaßt, aber nicht 
mit dem Satz des laufenden Einkommensanstiegs, 
sondern eines vergangenen, also in der Depres­
sion mit vergangenen hohen Entgeltsteigerungs­
raten und der Tendenz nach umgekehrt ln der 
Hochkonjunktur —  kann diese Stabilisatorwirkung 
unter Umständen noch vervielfacht sein.

Gründe für den aktuellen Widerspruch

An sich stimmen damit ein Teil der sozialpoli­
tischen Zielsetzung, nämlich soweit sie auf die 
Kontinuität oder gar Schwankungsgegenläufigkeit 
der Leistungen gerichtet ist, und die Konjunktur­
politik mit Ihrem Ziel der Schwankungsminderung 
überein, oder sie könnten es wenigstens tun und 
haben es in der Bundesrepublik zumeist getan. 
Aber auch dieser Grundsatz gilt, wie alle solche 
Grundsätze, nicht bedingungslos. Jeder Konjunk­
turzyklus ist anders als der vorangegangene, das 
Verhalten der Menschen und der Instrumenten­
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einsatz der Konjunkturpolitik, Zielsetzung und 
Reichweite der Sozialpolitik ändern sich. Und so 
scheint es fast, wenn man der öffentlichen Diskus­
sion der letzten Zeit folgt, als ob es in der gegen­
wärtigen Konjunkturlage anders ist; diese Über­
einstimmung von Sozial- und Konjunkturpolitik 
scheint nicht gegeben zu sein; sowohl die Liqui- 
ditäts- als auch die Vermögensentwicklung der 
Sozialversicherungsträger macht uns Sorgen, und 
zwar auch konjunkturpolitische Sorgen.

Konjunkturelle Überspitzung der Probleme

Der erste Grund für diesen Widerspruch kann vor 
allem darin liegen, und er liegt im konkreten Fall 
der Bundesrepublik im Jahre 1976 zu einem erheb­
lichen Teil darin, daß sich mittel- und langfristige 
Probleme konjunkturell überspitzt darstellen und 
damit gerade in einem Augenblick zur Lösung 
drängen, in dem es konjunkturpolitisch nicht eben 
günstig ist. Das ist vor allem dann gegeben, wenn 
die Finanzlage wie die des Bundesfiskus, so hier 
der sozialpolitischen Parafisci, mittel- und lang­
fristig nicht ohne weiteres „konsolidiert“ ist, also 
im Falle der Parafisci nicht ohne gleichzeitige 
Nebenbedingungen ausgeglichen ist. Nur wenn 
dieser Ausgleich längerfristig gegeben wäre, wür­
den sich ja die konjunkturpolitisch willkommenen 
Defizite in der Rezession und Überschüsse im 
Aufschwung ablösen. Ist dagegen unter gewissen 
Bedingungen schon längerfristig eine Gefahr des 
Defizits gegeben, so kann dieses in der Rezession 
so groß werden, daß man sich Sorgen über den 
späteren Ausgleich machen und dann gerade auch 
schon während der Rezession Maßnahmen zur 
Dämpfung der Defizite ergreifen muß, die an sich 
konjunkturell jetzt nicht in die Landschaft passen.

Begrenztes Ausmaß erwünschter Defizite

Zweitens kann, damit zusammenhängend, die Art 
der Nachfrage, die mit solchen Defiziten finanziert 
wird, in der Größenordnung „zu viel“ werden. Im 
wesentlichen handelt es sich ja um Konsumnach­
frage, die mit solchen Defiziten der sozialen Lei­
stungsträger finanziert wird.

Nun wollen wir hier zwar das häufige Gerede 
gegen konsumtive Defizite nicht wiederholen. 
Wenn es in der Rezession gelingt, die Nachfrage 
zu steigern, damit das Sozialprodukt zu erhöhen, 
damit die spätere Möglichkeit zu verbessern, die 
Verschuldung wieder zu reduzieren, ist auch kon­
sumtive Mehrnachfrage erwünscht; und wenn es 
zunächst nicht recht gelingt, die Investitionsbereit­
schaft wieder in Gang zu bringen, so ist (neben 
öffentlichen Investitionen) die Konsumnachfrage 
eben als Stütze der Konjunktur sehr erwünscht —  
und wenn sie defizitär finanziert wird, ist das we­
sentlich besser, als wenn die Defizite sich durch

weitere konjunkturelle Verschlechterung von selbst 
erhöhen.

Wenn aber die Möglichkeit von Defiziten aus den 
erwähnten langfristigen Konsolidierungsgründen 
beschränkt ist und die Wahl besteht, diese ins­
gesamt beschränkten Defizite zur Finanzierung 
öffentlicher und Anregung privater Investitionen 
einzusetzen oder konsumtiv zu verwenden, spricht 
konjunkturpolitisch manches für das erstere: die 
konjunkturellen Impulse —  man spricht heute viel 
von „Eigendynamik“ des Aufschwungs — , die von 
der Steigerung der Investitionen ausgehen, pflegen 
beobachtungsgemäß sehr viel kräftiger zu sein, 
als das bei Steigerung des Konsums der Fall zu 
sein pflegt; das ist schon gegeben, weil die Kon­
sumgüternachfrage sehr viel breiter streut, infolge­
dessen stärker zunächst aus Lägern und dann aus 
besserer Auslastung des überall vorhandenen Pro­
duktions- und Beschäftigungspotentials befriedigt 
werden kann als Investitionsgüternachfrage, die 
mehr punktuell ansetzt; ferner pflegt verstärkte 
Investition (und übrigens auch Exportnachfrage) 
auch psychologisch die Erwartungen, von denen 
für die Investitionen insgesamt so viel abhängt, 
stärker anzuregen als Konsumgüternachfrage. So 
kann es hier, eben bei aus langfristigen Gründen 
begrenztem Ausmaß der erwünschten Defizite, zu 
Konflikten zwischen Sozial- und Konjunkturpolitik 
kommen.

Inflation und strukturelle Defizite

Der dritte, sich wieder mit diesen beiden über­
schneidende Grund für die aktuellen Probleme 
liegt darin, daß eben diese erwähnten Neben­
bedingungen für den finanziellen Ausgleich sich 
zur Zeit zu wandeln scheinen oder jedenfalls ge­
wandelt werden sollten. Im letzten Boom hat, um 
es mit einem üblich gewordenen Ausdruck zu be­
zeichnen, „die Inflation die Kassen gefüllt“ , und 
damit wurde das soeben genannte längerfristige 
Problem struktureller Defizitgefahren teils direkt 
kompensiert, teils erschien es als harmloser.

Bei den Rentenversicherungen war es direkt. Die 
jährlichen Lohnsteigerungsraten wuchsen, zu 
einem erheblichen Teil durch die Preissteigerungs­
raten bedingt, damit wuchsen die Einnahmen zeit­
lich gleichlaufend, während die Renten und mit 
ihnen teilweise die Ausgaben infolge der zeitlich 
zurückliegenden Bemessungsgrundlage erst spä­
ter nachzogen.

Bei den Krankenkassen gibt es einen solchen 
time-lag zwar nicht, aber die mit dem großenteils 
strukturellen Kostenanstieg notwendigen Beitrags­
erhöhungen erschienen harmloser, als sie es in 
einer Zeit größerer Preisniveaustabilität getan 
hätten; bei stark, wenn auch zum Teil nur nominal 
steigenden Einkommen schien der Anstieg der
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Beitragssätze als nicht so bedenklich, und für die 
Masse der unselbständig Beschäftigten konnte er 
überwälzt werden.

Dies nun soll sich, wenn es nach dem Willen 
sowohl der Konjunktur- wie der meisten Vertei­
lungspolitiker geht, nicht wiederholen, es wird ein 
möglichst inflationsfreier Aufschwung angestrebt, 
von den Konjunkturpolitikern vor allem, weil ein 
inflatorischer Aufschwung immer den Keim des 
nächsten Abschwungs schon in sich trägt (und 
eben überdies die strukturellen Probleme über­
deckt), von den Verteilungspolitikern, weil die In­
flation Verteilungsprobleme nicht löst, sondern nur 
in oft unberechenbarer Weise verschiebt, und das 
zu Lasten des Reaktionsschwächeren, z. B. eben 
des Rentners, dessen Renten hinter den allgemei­
nen Einkommenssteigerungen herhinken, der aber 
voll von der Preissteigerung getroffen wird. Ge­
länge aber ein solches inflationsschwaches oder 
gar inflationsfreies Wachstum, so würden auch die 
Lohnsteigerungsraten nicht mehr die Kompen­
sation für die Preissteigerung enthalten. Mit der 
geschilderten Überdeckung oder Verlagerung der 
strukturellen Defizite wäre es vorbei; die länger­
fristig begründeten Defizite müßten rational über­
wunden werden, weil sie nicht mehr inflatorisch 
kaschiert werden sollen. Und mit solcher rationa­
len Überwindung kann man nicht beliebig warten, 
zumal wenn wie jetzt vorauszusehen ist, daß der 
inflationsfreie Aufschwung nicht zugleich ein 
schneller Aufschwung sein wird.

Finanzierungsprobleme

Der vierte Grund, wiederum mit den drei anderen 
sich verbindend, ist, daß wir seit der letzten grö­
ßeren Rezession dazugelernt haben oder, sagen 
wir es vorsichtiger, manches schon damals vor­
gebrachte Argument heute stärker beachten. Wir 
haben bei der eingangs geschilderten grundsätz­
lichen Übereinstimmung von Sozial- (bzw. auch 
Fiskal-) und Konjunkturpolitik einige Haken gefun­
den, wenn sie quantitativ übertrieben wird. Nicht, 
daß die Konjunkturpolitik bzw. die Einstellung zu 
ihr sich so grundlegend geändert hätte, wie 
manche es heute wahrhaben wollen. Aber zumal 
die automatischen Defizite in der Rezessionszeit 
sehen wir nur unter ganz bestimmten Bedingungen 
noch als so unbedingt positiv an, wie es früher 
wohl oft geschah.

Schon in der letzten größeren Rezession wurde 
davor gewarnt, die Defizite so zu finanzieren, daß 
damit der Zins mehr als unerläßlich steigt —  
z. B. durch Verkauf von Wertpapieren mit rendite­
steigernder Wirkung; steigt der Zins, dann steht 
ja der Nachfrageausweitung durch die Defizite 
eine Verringerung der Nachfrage nach solchen In­
vestitionsgütern gegenüber, deren Einsatz für In­

vestitionen gerade durch niedrige Zinsen angeregt 
werden soll.

Noch wichtiger erschien in geldpolitischem Zu­
sammenhang die Problematik der Wirkung auf die 
Bankenliquidität: Wird durch die Art der Finanzie­
rung solcher Defizite Überschußliquidität bei den 
Geschäftsbanken geschaffen oder ist gar das Defi­
zit nur so zu finanzieren, daß später —  also im 
Zweifel während des schon fortschreitenden Auf­
schwungs —  Refinanzierungsansprüche an Fiskus 
oder Zentralbank herantreten, so ist die Chance, 
zwar den Aufschwung, aber nicht wieder eine 
neue Inflationswelle zu finanzieren, mindestens 
sehr stark erschwert. Heute könnten wir sagen: 
Die Erfüllung der Aufgabe, die sich die Zentral­
bank gestellt hat, indem sie die Zentralbankgeld­
menge wohl aber auch nur in bestimmtem Aus­
maß steigen lassen will, würde in ihrer Begren­
zung nach oben erschwert.

Alle diese vier Gründe spielen nun bei den Sozial­
versicherungen in der Gegenwart eine gewichtige 
Rolle. Damit nicht Mißverständnisse erweckt wer­
den: die grundsätzliche Übereinstimmung von Kon­
junktur- und Sozialpolitik ist nach wie vorgegeben. 
Aber auch sie ist eine Frage des Ausmaßes, und 
da dieses Ausmaß der Defizite bei den Versiche­
rungsträgern wesentlicher und zugleich länger­
fristiger ist als etwa vor zehn Jahren bei der 
damaligen Rezession, macht es uns jetzt Sorgen. 
Diese Problematik soll für die drei wichtigsten 
Zweige der Sozialversicherung kurz konkretisiert 
werden.

Konjunkturpolitische Problematik 
der Krankenversicherung

Die gesetzlichen Krankenversicherungen liegen 
insofern scheinbar etwas außerhalb des bisher 
skizzierten Rahmens, als bei ihnen Defizite —  und 
dem Prinzip nach auch Überschüsse —  größeren 
Ausmaßes nicht, allenfalls nur ganz kurzfristig auf- 
treten. Infolge des —  insofern ähnlich wie bei der 
Unfallversicherung —  nahezu vollständigen Um­
lageverfahrens müssen bei voraussehbarem und, 
jedenfalls kurzfristig, unvermeidbarem Ausgaben­
anstieg über die Einkommensentwicklung hinaus 
die Beitragssätze erhöht werden.

Das bedeutet nun freilich nicht, daß die Kranken­
kassen (und die Unfallversicherung) konjunkturell 
neutral wirkten, weil sie zwar in höherem Maße 
durch Beiträge Einkommen und damit Nachfrage 
abschöpfen, mit im Prinzip gleich hohen Ausgaben 
aber Nachfrage entfalten. Zunächst sind eine 
Reihe von Faktoren zu berücksichtigen, die teil­
weise einander entgegengesetzt wirken. So kann 
man damit rechnen, daß die höheren Beiträge 
z. T. bei den Beitragszahlern nicht zu verminderter
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Nachfrage, sondern zu vermindertem Sparen füh­
ren, während die Ausgaben der Krankenversiche­
rungen größtenteils direkt Nachfrage sind; inso­
fern wäre, wenn im Rezessionsfall, zumal wegen 
Einnahmenminderung aufgrund schrumpfender Ein­
kommenssumme der Beitragszahler, höhere Bei­
tragssätze genommen werden müßten, sogar eine 
Nachfragestützung zu erwarten. Entgegengesetzt, 
jedenfalls diesen Effekt vermindernd, könnte die 
Tatsache wirken, daß —  insbesondere aus Sorge 
um den Arbeitsplatz —  die Inanspruchnahme der 
Krankenkassen vermindert wird, ohne daß die Bei­
tragssätze sofort gesenkt würden.

Wichtig ist aber vor allem: Wenn in Rezessions­
zeiten die Einnahmen wegen der Einkommensmin­
derung direkt sinken oder wenigstens weniger 
steigen als Preise und damit auch Kosten; wenn 
zweitens die Ausgaben aus strukturellen Gründen, 
die hier im einzelnen nicht aufgeführt werden 
können, über die Preisniveausteigerung hinaus 
weit ansteigen und diesem Anstieg nur teilweise 
kurzfristig entgegengewirkt werden kann; wenn 
daher die Beitragssätze auch in Rezessionszeiten 
erhöht werden müssen, dann wirkt das im Ge­
samteffekt konjunkturell negativ, d. h. rezessions­
verschärfend. Man muß in der heute gegebenen 
Situation damit rechnen, daß allenfalls die als 
Arbeitnehmerbeiträge gekennzeichneten Beitrags­
teile von den Arbeitnehmern hingenommen, also 
nicht in Form von Lohnsteigerungen „überwälzt“ 
werden. Die Arbeitgeberbeitragssteigerung auf die 
Arbeitnehmerseite zurückzuwälzen (in Form nied­
rigerer Löhne) wird im allgemeinen nicht möglich 
sein, und es wird genauso wenig gelingen, sie 
jedenfalls in vollem Umfang auf die Preise vorzu­
wälzen. Trifft das zu, dann wirkt die Beitragserhö­
hung gleich Kostenerhöhung negativ auf die Unter­
nehmungsgewinne, damit wahrscheinlich auf die 
Investitionsbereitschaft und jedenfalls auf die 
Selbstfinanzierungsmöglichkeit von Investitionen, 
und es verstärkt sich die Gefahr der gefürchteten 
Situation, daß zwar der Konsum (hier durch die 
Ausgaben der Krankenversicherungen) „Stütze der 
Konjunktur“ ist, daß aber der Impuls zur endgül­
tigen Lösung aus der Rezession, die „Eigendyna­
mik“ durch Belebung auch der Investitionen aus­
bleibt oder jedenfalls nicht ausreichend ist, daß 
also die Konjunktur auf zu niedrigem Beschäffi- 
gungsniveau „gestützt“ wird. Soweit der Ausga­
benanstieg unvermeidbar ist und damit die Steige­
rung der Beitragssätze, wird also die Politik eines 
nichtinflatorischen Aufschwunges bis zur Vollbe­
schäftigung erschwert.

Die Problematik 
bei der Arbeitslosenversicherung . . .

Bei der Arbeitslosenversicherung ist bekanntlich 
zum Teil das gleiche geschehen (Beitragserhö-
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hung), zum Teil sehen wir hier die schon ange­
führten Probleme direkt. Infolge der unmittelbaren 
Konjunkturabhängigkeit vor allem auch der Aus­
gaben sind Defizite in der Rezession ja faktisch 
unvermeidbar —  Defizite, die wir so lange unbe­
denklich als Konjunkturstütze ansehen und daher 
begrüßen können, wie sie in einen insgesamt un­
bedenklichen Defizitrahmen hineinpassen und 
wenn zu erwarten ist, daß sie sich bei späterem 
inflationsfreiem Aufschwung wieder umkehren. Sie 
werden aber bedenklich, wenn u. a. durch dieses 
Defizit das Gesamtdefizit der öffentlichen Haus­
halte langfristig „zu hoch“ wird, d. h. vor allem zu 
einer Liquiditätsanreicherung ,-bei den Geschäfts­
banken führt, die einen nichtinflatorischen Auf­
schwung in der kommenden Zeit gefährdet. Diese 
Liquiditätsanreicherung ist dabei kaum zu ver­
meiden —  würde die Bundesanstalt für Arbeit, wie 
es eigentlich der Idee des automatischen Kon­
junkturstabilisators am besten entspräche, in Hoch­
konjunkturzeiten Geld bei der Zentralbank an­
sammeln und dieses im Defizitfalle wieder aus­
geben, würde durch diese Ausgabe direkt Zentral­
bankgeld über die Arbeitslosen und die Konsum­
güterverkäufer in die Geschäftsbanken strömen; 
würde der Bund das Defizit der Arbeitslosenversi­
cherung decken (wie er es tatsächlich tut), und 
kann er das Gesamtdefizit, das er damit erhöht, 
nicht langfristig finanzieren, ohne damit den Zins 
unerwünscht in die Höhe zu treiben, träte das Pro­
blem bei Fälligkeit der kurzfristigen Finanzierungs­
titel ein.

Man kann sich auch unter den gegebenen Umstän­
den nicht damit beruhigen, daß die bis dahin ja 
wieder bessere Beschäftigung und mit ihr ein 
Überschuß durch die Arbeitslosenversicherung ge­
geben sein wird. Da auch die Überwindung der 
Arbeitslosigkeit, wie man allgemein annimmt, kein 
nur kurzfristiges Problem sein dürfte, kann man 
mit solchen Überschüssen vorerst kaum rechnen. 
Damit entsteht das Problem, daß die geld- und 
budgetpolitische Marge für die konjunkturell zweck­
mäßigen und langfristig unbedenklichen Defizite 
zu einem Teil für konsumtive Zwecke verwandt 
werden muß, der größer als erwünscht ist, d. h. 
durch den die Gefahr besteht, daß die für den 
Aufschwung ebenfalls stärker wirksamen öffent­
lichen Investitionen stärker zurückgedrängt wer­
den müssen, als es konjunkturpolitisch erwünscht 
sein kann.

. . .  und der Rentenversicherung

Am langfristigsten angelegt ist wohl die Proble­
matik bei den gesetzlichen Rentenversicherungen. 
Man kann sich durchaus darüber streiten, ob die 
Finanzierung der Renten bei laufender Anpassung, 
einem Beitragssatz wie jetzt von 18%  der versi­

cherungspflichtigen Entgelte und Aufrechterhal­
tung der Dreimonatsreserve bei den Rentenversi­
cherungsträgern gesichert ist. Bei nicht wesentlich 
inflatorischer Entwicklung in den nächsten Jahren 
ist sie es nicht, bei inflatorischer wäre sie es. 
Jedenfalls ist die Gefahr —  besser Hoffnung — , 
daß es nicht der Fall ist und daher die Notwendig­
keit, daß alsbald etwas geschehen sollte, groß.

Wieder kann es sich dabei zunächst, wenn wir die 
konjunkturell erwünschte (wie z. B. auch bei Kran­
kenkassen) Beitragserhöhung vorerst außer Be­
tracht lassen, um eine konjunkturelle Zwickmühle 
handeln: Entweder wir verlangsamen den Anstieg 
der Renten —  z. B. durch Verzögerung der Anpas­
sung oder Wahl einer anderen Bemessungsgrund­
lage — , der heute oft erweckte Eindruck, schon die 
jetzigen Renten seien finanziell nicht gesichert, 
geht weit über die gegebenen Probleme hinaus — , 
dann fällt der Anstieg der Konsumgüternachfrage 
zurück; oder wir finanzieren die Rentenversiche­
rung defizitär, was für eine Weile angesichts der 
Vermögenslage der Versicherungsträger auch 
dann noch finanziell möglich ist, wenn die Kon­
junktur sehr langsam anläuft —  dann haben wir 
das gleiche Problem wie oben erwähnt; ein größe­
rer Teil der Defizite als konjunkturell erwünscht 
wird konsumtiv und damit mehr konjunkturstüt­
zend als konjunkturanregend verwandt. Konjunk­
turpolitisch müßten wir wohl das zweite als das 
größere Übel ansprechen, jedenfalls in einer 
Phase des sich andeutenden Aufschwunges, in der 
es nicht mehr so sehr auf Stützung, mehr auf Dy­
namik ankommt.

Aber darf gerade in einem solchen Fall die Kon­
junkturpolitik den Vorrang vor der Sozialpolitik 
haben, zumal ja, wie erwähnt, gar nicht sicher ist, 
daß die Defizite langfristig eintreten? Das ist eine 
Frage, die wir nicht so einfach lösen können, 
zumal einige der hier gesetzten Annahmen von 
manchen bestritten werden, so vor allem eben die 
Feststellung, daß konsumtiv verwandte Defizite 
weniger konjunkturanregend wirken als investiv 
verwandte Defizite, sowie die Feststellung, daß 
Defizite aus strukturellen Gründen auch in der 
Rezession begrenzt sein sollten. Aber so im Sinne 
des Gegensatzes wäre die Frage wohl falsch ge­
stellt. Es geht auch sozial darum, daß das Pro­
blem der Arbeitslosigkeit möglichst bald und lang­
wirkend gelöst und zugleich die Finanzierung der 
Sozialleistungen langfristig gesichert ist, und das 
verlangt von beiden Teilen Opfer: von der Kon­
junkturpolitik, sich der billigen Möglichkeit eines 
schnellen, dann aber später um so sicheren infla­
torischen Aufschwungs zu enthalten, von der 
Sozialpolitik, die Defizite mehr als kurzfristig er­
wünscht zu begrenzen und Beitragserhöhungen 
jedenfalls in nächster Zeit entgegenzuwirken.
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